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1.
Ein Auskunftsverlangen der betroffenen Person an den
Verantwortlichen nach Art. 15 Abs. 1 DS-GVO begründet ein
Auskunftsschuldverhältnis.

2.
In dem Auskunftsschuldverhältnis nach Art. 15 Abs. 1 DS-
GVO kann der Verantwortliche mit Ablauf der Monatsfrist des
Art. 12 Abs. 3 Satz 1 DS-GVO gemäß § 286 Abs. 2 Nr. 2
BGB mit der Auskunftserteilung in Verzug geraten, wenn er
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Tenor:

Die sofortige Beschwerde der Beklagten wird zurückgewiesen.

Auf die Anschlussbeschwerde des Klägers wird der Beschluss der
15. Zivilkammer des Landgerichts Düsseldorf vom 29. September
2023 (15 O 122/23) teilweise abgeändert und wie folgt neu
gefasst:
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Die Kosten des Rechtsstreits hat die Beklagte zu tragen.

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens hat die Beklagte ebenfalls
zu tragen.

 
G r ü n d e

I.

Der Kläger beteiligte sich in von den Parteien nicht näher umgrenzter Zeit vor Mitte 2021 an
Online-Glücksspielen der Beklagten. Die Beklagte verfügte bis dahin zwar über eine
entsprechende Glücksspiellizenz in Malta, aber nicht über eine solche in Deutschland,
obwohl sich ihre Website, auf der die Spiele angeboten wurden, auch an deutsche
Staatsbürger richtete.

Mit außergerichtlichem Schreiben seiner Prozessbevollmächtigten vom 1. Februar 2023
forderte der Kläger die Beklagte zur Datenauskunft nach Art. 15 DS-GVO binnen eines
Monats auf. Mit diesem Auskunftsbegehren verfolgte der Kläger auch das Ziel, von der
Beklagten die Daten seiner vollständigen Zahlungs- und Spielhistorie zu erfahren. Das
Schreiben des Klägers blieb jedoch ohne Reaktion.

Mit Klageschrift vom 24. Mai 2023, der Beklagten im Juli 2023 zugestellt, hat der Kläger
gegen die Beklagte Stufenklage erhoben.

Er hat die Auffassung vertreten, dass ihm ein Auskunftsanspruch gegen die Beklagte aus
Art. 15 DS-GVO zustehe. Im Umfang seiner Spielverluste – er habe einen erheblichen
Geldbetrag an die Beklagte verloren – sei ihm die Beklagte zudem aus § 812 Abs. 1 Satz 1
Alt. 1 BGB sowie aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 4 Abs. 4 Glücksspielstaatsvertrag 2012
(GlüStV 2012) zur Erstattung verpflichtet.

Der Kläger hat im Wege der Stufenklage die Anträge angekündigt,

1. die Beklagte zu verurteilen, an ihn Auskunft zu erteilen über die im Rahmen der
Kundenbeziehung verarbeiteten Daten, insbesondere zu den nachfolgenden Fragen:

a) Welche personenbezogenen Daten der Klagepartei verarbeitet die Beklagte?

b) Zu welchem Zweck (welchen Zwecken) verarbeitet die Beklagte diese Daten?

c) Woher stammen diese Daten?

d) Hat die Beklagte diese Daten an Dritte übermittelt oder plant die Beklagte, diese an Dritte
zu übermitteln? Wenn ja, an wen, wann und zu welchem Zweck?

e) Die vollständige Zahlungs- und Spielhistorie aller Spielkonten der Klagepartei sind im
maschinenlesbaren Excel-Format bereitzustellen.

f) Wie lange wird die Beklagte die Daten verarbeiten?

g) Hat die Beklagte hinsichtlich der Klagepartei ein Profil angelegt? Falls ja, mit welchem
Inhalt und in welcher Art und Weise ist dieses Profil zustande gekommen?
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2. die Beklagte auf der zweiten Stufe der Klage zu verurteilen, an ihn einen sich aus der
Auskunft ergebenden und noch zu beziffernden Betrag zu bezahlen.

Die Beklagte hat dem Kläger die begehrten Auskünfte am 2. August 2023 vollständig erteilt.
Der Kläger hat aus den Auskünften ersehen, dass er bei den von der Beklagten angebotenen
Online-Glücksspielen keine Verluste erlitten hat. Er hat den Rechtsstreit daraufhin insgesamt
für erledigt erklärt.

Die Beklagte hat sich der Erledigungserklärung des Klägers mit Schriftsatz vom
13. September 2023 angeschlossen und beantragt, die Kosten des Verfahrens dem Kläger
aufzuerlegen.

Die Einzelrichterin des Landgerichts hat die Kosten des Rechtsstreits mit Beschluss vom
29. September 2023 gegeneinander aufgehoben. Zur Begründung hat sie ausgeführt, dass
dem Kläger der geltend gemachte Auskunftsanspruch nach Art. 15 DS-GVO zugestanden
habe. Insoweit seien die Kosten daher der Beklagten aufzuerlegen. In Bezug auf den
Klageantrag zu 2. seien die Kosten demgegenüber dem Kläger aufzuerlegen, weil ihm das
Risiko zuzuordnen sei, dass die Auskunft ergebe habe, dass kein Zahlungsanspruch
bestand. Ihn treffe das Risiko, dass sein Leistungsantrag nicht zu beziffern gewesen sei.

Gegen diese ihr am 2. Oktober 2023 zugestellte Entscheidung wendet sich die Beklagte im
Umfang ihrer Belastung mit ihrer am 16. Oktober 2023 beim Landgericht eingegangenen
sofortigen Beschwerde, mit der sie beantragt, die Kosten des Rechtsstreits insgesamt dem
Kläger aufzuerlegen. Die Beklagte ist der Auffassung, dass einem Auskunftsanspruch des
Klägers nach Art. 15 DS-GVO entgegengestanden habe, dass dieser Anspruch nicht dazu
diene, Zahlungsansprüche vorzubereiten. Die zur Geltendmachung von Zahlungsansprüchen
notwendigen Informationen hätten dem Kläger selbst zur Verfügung gestanden. Auf Seite 10
der Klageschrift trage der Kläger nämlich vor, Spieleinsätze durch Einzahlungs- und
Abbuchungsbelege nachweisen zu können. Des Weiteren sei davon auszugehen, dass sich
der Kläger auch daran erinnern könne, keine Verluste erlitten zu haben. Selbst wenn der
Auskunftsantrag des Klägers aber statthaft gewesen sein sollte, so wäre dieser nicht mit
einem Wert von 50 % zu bemessen. Der Wert des Auskunftsantrags betrage nur einen
Bruchteil des Werts des unbestimmten Zahlungsantrags. Das gelte umso mehr, als der
Kläger nicht auf die Auskunft zu seinen Spieleinsätzen angewiesen gewesen sei.

Das Landgericht hat der sofortigen Beschwerde mit Beschluss vom 18. Oktober 2023 nicht
abgeholfen und die Sache dem Oberlandesgericht Düsseldorf zur Entscheidung vorgelegt.

In der Beschwerdeinstanz tritt der Kläger dem Beklagtenvorbringen mit Schriftsatz an das
Oberlandesgericht vom 22. Februar 2024 entgegen, mit dem er zugleich
Anschlussbeschwerde einlegt, soweit das Landgericht zu seinem Nachteil entschieden hat.
Der von ihm geltend gemachte Auskunftsanspruch nach Art. 15 DS-GVO habe bestanden.
Die von der Beklagten in Bezug genommene Textpassage in der Klageschrift sei eine
missverständliche Formulierung seines Prozessbevollmächtigten. Ihm, dem Kläger, hätten
„schon aufgrund der unterschiedlichen und teils anonymen Zahlungswege bei der Beklagten“
nicht alle Kontoauszüge „für den streitgegenständlichen Spielzeitraum“ vorgelegen.

Die Beklagte hat auf die ihr am 22. Februar 2024 zugestellte Anschlussbeschwerde nicht
mehr erwidert.

II.
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Die sofortige Beschwerde der Beklagten bleibt erfolglos, während die Anschlussbeschwerde
des Klägers Erfolg hat.

Die auch im Beschwerdeverfahren von Amts wegen zu prüfende internationale Zuständigkeit
der deutschen Gerichte (vgl. BGH, Beschluss vom 29. Juli 2021 – XII ZB 495/20, juris,
Rn. 12) ist gegeben. Sie ergibt sich aus Art. 17 Abs. 1 Buchst. c, Art. 18 Abs. 1 EuGVVO. Der
Kläger ist Verbraucher im Sinne von Art. 17 Abs. 1 EuGVVO mit Wohnsitz in Deutschland
und die Beklagte richtete ihre Geschäftstätigkeit in dem hier maßgeblichen Zeitraum auch auf
Deutschland aus.

Auf das Rechtsverhältnis der Parteien findet gemäß Art. 6 Abs. 1 Buchst. b Rom-I-VO auch
deutsches Recht Anwendung. Ausschlaggebend hierfür sind wiederum die
Verbrauchereigenschaft des Klägers, der in Deutschland seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat,
und die Ausrichtung der geschäftlichen Tätigkeit der Beklagten auch auf Deutschland.

1.

Die nach §§ 91a Abs. 2, 567 Abs. 1 Nr. 1 ZPO statthafte und auch im Übrigen zulässige
sofortige Beschwerde der Beklagten ist unbegründet. Das gilt zum einen, soweit sie sich
dagegen wendet, dass das Landgericht im Rahmen der zu treffenden Kostenentscheidung
zugunsten des Klägers einen voraussichtlichen Erfolg seines Auskunftsantrags berücksichtigt
hat. Das gilt zum anderen aber auch, soweit die sofortige Beschwerde hilfsweise die
Gewichtung des Auskunftsantrags im Rahmen der Kostenentscheidung rügt. Die sofortige
Beschwerde beanstandet insofern zwar mit Recht, dass das Landgericht den Wert des
Auskunftsantrags im Rahmen der Kostenentscheidung mit 50 % und nicht niedriger gewichtet
hat. Dies spielt für die Kostenentscheidung nach § 91a Abs. 1 ZPO jedoch keine Rolle, weil
die Beklagte auf die erfolgreiche Anschlussbeschwerde des Klägers auch die Kosten zu
tragen hat, die auf den von ihm im Rahmen der Stufenklage verfolgten Leistungsantrag
entfallen.

a)

Nach § 91a Abs. 1 Satz 1 ZPO entscheidet das Gericht im Falle übereinstimmender
Erledigungserklärungen über die Kosten nach billigem Ermessen unter Berücksichtigung des
bisherigen Sach- und Streitstands. Danach sind die auf den Auskunftsantrag entfallenden
Kosten von der Beklagten zu tragen. Nach bisherigem Sach- und Streitstand wäre der
Auskunftsantrag des Klägers ohne die von der Beklagten am 2. August 2023 erteilten
Auskünfte, mit denen die Beklagte den Auskunftsanspruch des Klägers erfüllt hat,
voraussichtlich erfolgreich gewesen.

aa)

Der Auskunftsantrag war zulässig. Das gilt selbst für den Fall, dass man – entgegen der
Auffassung des Senats – die vom Kläger erhobene Stufenklage, für deren erste Stufe über
den Wortlaut des § 254 ZPO hinaus jegliche Auskunftsbegehren in Betracht kommen (vgl.
Bacher, in: BeckOK ZPO, Stand: 01.09.2024, § 254 Rn. 3), für unzulässig halten wollte. Denn
dann wäre die Stufenklage hier in eine von der Stufung unabhängige objektive
Anspruchshäufung nach § 260 ZPO umzudeuten (vgl. BGH, Urteil vom 27. September 2023
– IV ZR 177/22, juris, Rn. 26) mit der Folge, dass gegen den dann isoliert zu betrachtenden
Auskunftsanspruch keine Zulässigkeitsbedenken bestünden. Anders als die Beklagte
möglicherweise meint, ist die Funktionalisierung eines – wie hier – auf Art. 15 Abs. 1 DS-GVO
gestützten Auskunftsantrags zur Bezifferung eines unbestimmten Leistungsantrags kein
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Problem der Zulässigkeit oder Statthaftigkeit des Antrags, sondern wäre allenfalls auf der
Ebene der Begründetheit zu hinterfragen.

bb)

Die Voraussetzungen eines Anspruchs nach Art. 15 Abs. 1 DS-GVO lagen vor. Die
Anwendbarkeit des Art. 15 DS-GVO in zeitlicher Hinsicht war hier zu bejahen, weil der Kläger
sein Auskunftsverlangen nach Inkrafttreten der Datenschutz-Grundverordnung gestellt hat
(vgl. zur Anwendbarkeit des Art. 15 DS-GVO in zeitlicher Hinsicht BGH, Urteil vom 5. März
2024 – VI ZR 330/21, juris, Rn. 13). Auch der sachliche und der räumliche
Anwendungsbereich der Datenschutz-Grundverordnung waren eröffnet. Soweit der Kläger als
betroffene Person im Sinne von Art. 15 Abs. 1 DS-GVO mit seinem Auskunftsantrag von der
Beklagten als der Verantwortlichen im Sinne von Art. 15 Abs. 1 DS-GVO nicht nur Auskunft
über seine von ihr verarbeiteten personenbezogenen Daten verlangt hat, sondern auch die
Mitteilung bestimmter Informationen, war dies durch die Vorschrift gedeckt. Die abgefragten
Informationen entsprachen den in Art. 15 Abs. 1 DS-GVO genannten.

Es steht einem Auskunftsanspruch aus Art. 15 Abs. 1 DS-GVO auch nicht entgegen, wenn
sich die betroffene Person – wie bei einer sogenannten pre-trial discovery – dadurch
Erkenntnisse zur Bezifferung eines Zahlungsantrags erhofft. Der in Art. 15 Abs. 1 DS-GVO
normierte Auskunftsanspruch ist nicht an die Voraussetzung geknüpft, dass die betroffene
Person mit den erwünschten Angaben und Informationen in bestimmter Weise verfährt (vgl.
EuGH, Urteil vom 26. Oktober 2023 – C-307/22, juris, Rn. 43). Das Recht auf Auskunft über
die Verarbeitung personenbezogener Daten nach Art. 15 Abs. 1 DS-GVO besteht in den
Grenzen des Art. 12 Abs. 5 DS-GVO unabhängig von den mit der Auskunft verfolgten
Zwecken. Der Auskunftsanspruch ist auch weder davon abhängig, dass die betroffene
Person ihn begründet (vgl. EuGH, Urteil vom 26. Oktober 2023 – C-307/22, juris, Rn. 38 und
43), noch an die Voraussetzung gebunden, dass dem Betroffenen die erfragten Daten und
Informationen gänzlich unbekannt sind (vgl. BGH, Urteile vom 15. Juni 2021 – VI ZR 576/19,
juris, Rn. 25, und vom 16. April 2024 – VI ZR 223/21, juris, Rn. 13).

b)

Das Landgericht durfte den danach voraussichtlich in Gänze erfolgreichen Auskunftsantrag
zwar nicht mit einem Wert von 50 % in die zu treffende Kostenentscheidung einstellen. Wie
die Beklagte mit Recht geltend macht, ist ein Auskunftsantrag nur mit einem Bruchteil des
Werts der noch zu beziffernden Leistungsklage zu bemessen. Hier erscheint danach ein Wert
von etwa einem Fünftel des Werts des Zahlungsantrags angemessen. Das verhilft der
sofortigen Beschwerde der Beklagten wegen der erfolgreichen Anschlussbeschwerde des
Klägers jedoch noch nicht einmal zu einem Teilerfolg, weil die Beklagte auch den auf den
unbezifferten Zahlungsantrag des Klägers entfallenden Kostenanteil vollumfänglich zu tragen
hat.

2.

Die nach § 567 Abs. 3 Satz 1 ZPO statthafte und auch im Übrigen zulässige
Anschlussbeschwerde des Klägers ist begründet. Auch die auf den unbezifferten
Leistungsantrag des Klägers entfallenden Prozesskosten sind nach § 91a Abs. 1 Satz 1 ZPO
von der Beklagten zu tragen. Das entspricht billigem Ermessen unter Berücksichtigung des
bisherigen Sach- und Streitstands. Dem steht nicht entgegen, dass der unbezifferte
Leistungsantrag des Klägers mangels Spielverlusten von Anfang an unbegründet war. Der
unbezifferte Klageantrag war zulässig. Zudem hätte im Fall von erlittenen Spielverlusten mit
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überwiegender Wahrscheinlichkeit (siehe zur genügenden Wahrscheinlichkeit BGH,
Beschluss vom 24. September 2020 – IX ZB 71/19, juris, Rn. 13 f.) ein Anspruch des Klägers
gegen die Beklagte bestanden, wie eine im Verfahren nach § 91a Abs. 1 ZPO gebotene
summarische Prüfung (vgl. Althammer, in: Zöller, ZPO, 35. Aufl., § 91a Rn. 27) der
höchstrichterlich noch nicht abschließend geklärten Rechtsfragen ergibt. Schließlich befand
sich die Beklagte zum Zeitpunkt der Klageerhebung mit der Auskunftserteilung auch in
Verzug, so dass dem Kläger mit Erhebung der Stufenklage ein Anspruch auf Ersatz der auf
die unbezifferte Leistungsklage entfallenden Kosten zustand. Dieser materiell-rechtliche
Kostenerstattungsanspruch ist im Rahmen der Kostenentscheidung nach § 91a Abs. 1 ZPO
ebenfalls zu berücksichtigen.

a)

Die Stufenklage – und damit auch der unbezifferte Zahlungsantrag – war nach § 254 ZPO
zulässig.

Dem steht hier nicht entgegen, dass die der Stufenklage eigentümliche Verknüpfung von
unbestimmtem Leistungsantrag und vorbereitendem Auskunftsantrag nicht zur Verfügung
steht, wenn die Auskunft nicht dem Zweck einer Bestimmbarkeit des Leistungsanspruchs
dient, sondern dem Kläger sonstige mit der Bestimmbarkeit als solcher nicht in
Zusammenhang stehende Informationen über seine Rechtsverfolgung verschaffen soll (vgl.
BGH, Urteile vom 27. September 2023 – IV ZR 177/22, juris, Rn. 24, und vom 8. Mai 2024 –
IV ZR 102/23, juris, Rn. 8). Zwar dienten die vom Kläger mit dem Auskunftsantrag verlangten
Angaben größtenteils nicht der Bezifferung eines sich aus einer Rechnungslegung ohne
Weiteres ergebenden Anspruchs, sondern der Prüfung der Rechtmäßigkeit der
Datenverarbeitung. Das ist jedoch deshalb unschädlich, weil die vom Kläger mit dem
Auskunftsantrag ebenfalls verlangten Angaben zu seiner vollständigen Zahlungshistorie auf
der Grundlage seines Vorbringens in der Klageschrift (vgl. zur Maßgeblichkeit des
Klägervorbringens BGH, Urteil vom 24. Mai 2012 – IX ZR 168/11, juris, Rn. 20; OLG
Saarbrücken, Teilurteil vom 10. Januar 2024 – 5 U 26/23, juris, Rn. 43), zu dem auch die
behaupteten Spielverluste zählten, der Bezifferung seines auf Bereicherungs- und
Deliktsrecht gestützten Zahlungsantrags dienen sollten. Dass der Kläger unter Einsatz von
Geld bis Mitte 2021 in Deutschland an Online-Glücksspielen teilgenommen hat, welche die
Beklagte ohne deutsche Glücksspiellizenz angeboten hat, war zwischen den Parteien nicht
streitig.

b)

Hinsichtlich der dem Kläger gegen die Beklagte aus seiner Beteiligung an den Online-
Glücksspielen dem Grunde nach zustehenden Ansprüche folgt der Senat – bei der im
Verfahren nach § 91a Abs. 1 ZPO gebotenen summarischen Prüfung – der einheitlichen
oberlandesgerichtlichen Rechtsprechung. Danach bestehen in Fällen der vorliegenden Art
Ansprüche der sich an den Glücksspielen Beteiligenden gegen den Glücksspielanbieter aus
§ 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB i.V.m. §§ 134 BGB, 4 Abs. 1 und Abs. 4 GlüStV 2012 (siehe
OLG Braunschweig, Urteil vom 23. Februar 2023 – 9 U 3/22, juris, Rn. 63 ff.; OLG Hamm,
Urteil vom 21. März 2023 – I-21 U 116/21, juris, Rn. 24 ff.; OLG Karlsruhe, Urteil vom
19. Dezember 2023 – 19 U 44/23, juris, Rn. 57 ff.; KG, Beschluss vom 21. Juli 2023 – 18 U
37/22, juris, Rn. 38 ff.; OLG Köln, Urteil vom 6. Mai 2024 – I-19 U 76/23, juris, Rn. 31 ff.; OLG
Oldenburg, Urteil vom 30. November 2023 – 1 U 14/23, juris, Rn. 27 ff.; OLG Stuttgart, Urteil
vom 24. Mai 2024 – 5 U 101/23, juris, Rn. 47 ff.; siehe ferner BGH, Beschlüsse vom 22. März
2024 – I ZR 88/23, juris, Rn. 11, und vom 25. Juli 2024 – I ZR 90/23, juris, Rn. 9) und aus
§§ 823 Abs. 2, 31 BGB i.V.m. § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 (OLG Köln, Urteil vom 6. Mai 2024 – I-
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19 U 76/23, juris, Rn. 98 ff.; OLG Stuttgart, Urteil vom 24. Mai 2024 – 5 U 101/23, juris,
Rn. 158 ff.; siehe ferner BGH, Beschluss vom 25. Juli 2024 – I ZR 90/23, juris, Rn. 61 ff.). Mit
der genannten oberlandesgerichtlichen Rechtsprechung geht der Senat – in Kenntnis und
Würdigung der bei dem Gerichtshof der Europäischen Union anhängigen
Vorabentscheidungsverfahren C-440/23 und C-530/24 sowie der aktuellen Vorlage- und
Aussetzungsentscheidungen des Bundesgerichtshofs (vgl. z.B. BGH, Beschlüsse vom
27. Juni 2024 – I ZR 11/24, juris, und vom 7. November 2024 – I ZR 90/23, juris) – davon
aus, dass es – was für eine Kostenentscheidung zulasten einer Partei im Rahmen des § 91a
Abs. 1 ZPO ausreicht – überwiegend wahrscheinlich ist, dass dieses materiell-rechtliche
Ergebnis auch mit europäischem Recht, insbesondere mit der Dienstleistungsfreiheit aus
Art. 56 AEUV, vereinbar ist (vgl. z.B. OLG Karlsruhe, Urteil vom 19. Dezember 2023 – 19 U
44/23, juris, Rn. 70 ff.; OLG Köln, Urteil vom 6. Mai 2024 – I-19 U 76/23, juris, Rn. 129 ff.;
OLG Stuttgart, Urteil vom 24. Mai 2024 – 5 U 101/23, juris, Rn. 110 ff.).

c)

Zwar ergab sich aus der von der Beklagten erteilten Auskunft, dass die Leistungsklage des
Klägers mangels Spielverlusten von Beginn an unbegründet war. Nach der vom Senat
geteilten vorherrschenden Auffassung in Rechtsprechung und Literatur (vgl. z.B. OLG
Düsseldorf, Beschluss vom 27. August 2012 – I-7 W 70/12, juris, Rn. 9; OLG Frankfurt a.M.,
Beschluss vom 8. September 1986 – 3 WF 163/86, juris, Rn. 19 f.; Althammer, in: Zöller,
ZPO, 35. Aufl., § 91a Rn. 58.44; Assmann, in: Wieczorek/Schütze, ZPO, 5. Aufl., § 254
Rn. 83; Bacher, in: BeckOK ZPO, Stand: 01.09.2024, § 254 Rn. 31) hat der Beklagte im
Rahmen einer Kostenentscheidung nach § 91a Abs. 1 ZPO jedoch auch in solchen Fällen die
auf die unbezifferte Leistungsklage entfallenden Prozesskosten zu tragen, wenn dem Kläger
gegen den Beklagten bis dahin ein materiell-rechtlicher Schadensersatz- beziehungsweise
Kostenerstattungsanspruch wegen Verzugs bei der Erfüllung der Auskunftspflicht zustand. So
liegt es hier.

aa)

Dem Kläger stand gegen die Beklagte bis zu der mit dem vorliegenden Beschluss getroffenen
Kostenentscheidung aus §§ 280 Abs. 1 und 2, 286 BGB ein Ersatzanspruch in Höhe der
Kosten für den unbezifferten Zahlungsantrag zu. Das vom Kläger an die Beklagte gerichtete
vorgerichtliche Auskunftsverlangen nach Art. 15 Abs. 1 DS-GVO begründete zwischen den
Parteien ein eigenes Schuldverhältnis im Sinne von § 280 Abs. 1 Satz 1 BGB. Zum Zeitpunkt
der Klageerhebung befand sich die Beklagte mit der Erteilung der von ihr nach dem Inhalt
dieses Schuldverhältnisses an den Kläger zu erteilenden Auskunft auch gemäß § 286 Abs. 1
und 2 Nr. 2 BGB in Verzug. Nach § 286 Abs. 2 Nr. 2 BGB bedarf es für den Verzugseintritt
keiner Mahnung, wenn der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und eine angemessene
Zeit für die Leistung in der Weise bestimmt ist, dass sie sich von dem Ereignis an nach dem
Kalender berechnen lässt. So verhält es sich hier, weil § 286 Abs. 2 Nr. 2 BGB auch auf
gesetzlich bestimmten Leistungsfristen anzuwenden ist (vgl. BGH, Urteil vom 12. November
2015 – I ZR 167/14, juris, Rn. 142).

Das der geschuldeten Auskunftserteilung nach Art. 15 Abs. 1 DS-GVO vorauszugehende
Ereignis im Sinne von § 286 Abs. 2 Nr. 2 BGB ist der Auskunftsantrag der betroffenen
Person. Dieser Antrag löst nach Art. 12 Abs. 3 Satz 1 DS-GVO eine gesetzliche Antwortfrist
aus. Das Auskunftsverlangen ist danach unverzüglich, spätestens aber – im Einklang mit der
Aufforderung des Klägers – innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags zu
beantworten. Das reicht für die Berechenbarkeit nach dem Kalender im Sinne von § 286
Abs. 2 Nr. 2 BGB aus. Dabei kann dahinstehen, ob dies für den von Art. 12 Abs. 3 Satz 1 DS-
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GVO verwendeten Begriff „unverzüglich“ gilt. Es gilt jedenfalls für die in Art. 12 Abs. 3 Satz 1
DS-GVO genannte Höchstfrist „innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags“.

Hier hatte der Kläger die Beklagte mit außergerichtlichem Schreiben seiner
Prozessbevollmächtigten vom 1. Februar 2023 unter Setzung einer Monatsfrist zur
Auskunftserteilung aufgefordert. Dieses Auskunftsverlangen, das der Beklagten nach dem
unstreitigen Klägervorbringen zugestellt worden ist, löste ungeachtet der in dem Schreiben
enthaltenen Fristsetzung gemäß Art. 12 Abs. 3 Satz 1 DS-GVO eine gesetzliche Antwortfrist
aus. Diese gesetzliche Frist hat die Beklagte nicht eingehalten. Sie hat bis zur Klageerhebung
auf den Antrag weder unverzüglich noch binnen der einmonatigen Antworthöchstfrist des
Art. 12 Abs. 3 Satz 1 DS-GVO reagiert, wie aus dem zeitlichen Abstand zwischen Antrag und
Klageerhebung gefolgert werden kann. Zu den Voraussetzungen einer Fristverlängerung
nach Art. 12 Abs. 3 Satz 2 DS-GVO hat die Beklagte nichts vorgetragen. Dazu ist auch sonst
nichts ersichtlich. Die nach Verzugseintritt vom Kläger erhobene Stufenklage mit ihrem noch
unbestimmten Leistungsantrag stellte sich dann als prozessual sachgerechte und damit
adäquate Folge der nicht fristgerecht erteilten Auskunft dar.

bb)

Einem Anspruch des Klägers gegen die Beklagte aus §§ 280 Abs. 1 und 2, 286 BGB auf
Ersatz der auf den unbezifferten Zahlungsantrag entfallenden Prozesskosten stand auch kein
anspruchsausschließendes oder anspruchsminderndes Mitverschulden des Klägers nach
§ 254 Abs. 1 BGB entgegen. An einen entsprechenden Mitverschuldenseinwand lässt sich
denken, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Kläger eine Stufenklage erhebt,
obgleich er aus eigenen Unterlagen ersehen kann, dass ihm ungeachtet der nach Art. 15
Abs. 1 DS-GVO noch zu erteilenden Auskunft kein Zahlungsanspruch zustehen kann, oder
wenn er für den noch unbezifferten Zahlungsantrag eine Wertangabe macht, die willkürlich ist
und jedes Maß vermissen lässt (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 27. August 2012 – I-7
W 70/12, juris, Rn. 10).

Ausreichende Anhaltspunkte für einen dieser Sachverhalte lassen sich hier jedoch nicht
feststellen. Zwar hatte der Kläger in der Klageschrift noch angegeben, nötigenfalls
Zahlungsnachweise für seine Spieleinsätze vorlegen zu können. Danach schien es nicht
ausgeschlossen zu sein, dass der Kläger zu einer Bezifferung seiner Spielverluste in der
Lage sein würde. In der Anschlussbeschwerdeschrift hat der Kläger jedoch ausgeführt, dass
es sich lediglich um eine missverständliche Formulierung seines Prozessbevollmächtigten
gehandelt habe und er die Auskunft nicht verlangt hätte, wenn ihm alle relevanten
Kontoauszüge vorgelegen hätten. Dem ist die für ein Mitverschulden des Klägers darlegungs-
und beweisbelastete Beklagte nachfolgend nicht mehr entgegengetreten. Auch mit der
Streitwertangabe des Klägers hat sie sich – ungeachtet ihrer Kenntnis von seinen
Spieleinsätzen – nicht befasst. Soweit die Beklagte vorträgt, dass davon auszugehen sei,
dass sich der Kläger erinnern könne, dass er keine Verluste gemacht, sondern nur gewonnen
habe, handelt es sich – zumal angesichts der Hinweise auf die Spielsucht des Klägers in der
Klageschrift – um eine nicht zwingende Schlussfolgerung, der sich der Senat auch mit Blick
auf das prozessuale Vorgehen des Klägers nicht anzuschließen vermag.

Ein Mitverschulden lässt sich mit Blick auf den Auskunftsanspruch aus Art. 15 Abs. 1 DS-
GVO schließlich auch nicht mit dem Hinweis darauf begründen, dass der Kläger nicht
sämtliche Zahlungsbelege zu den von ihm getätigten Online-Glücksspielen aufbewahrt hat.
Insoweit durfte er nach Inkrafttreten der Datenschutz-Grundverordnung darauf vertrauen,
über seine personenbezogenen, bei der Beklagten gespeicherten Zahlungsdaten nötigenfalls
gemäß Art. 15 Abs. 1 DS-GVO Auskunft von der Beklagten zu erhalten.
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III.

Die Kostenentscheidung für die Beschwerdeinstanz beruht auf §§ 91 Abs. 1, 97 Abs. 1 ZPO.

Die Zulassung der Rechtsbeschwerde, die ohnehin dem Senat in seiner Besetzung nach
§ 122 Abs. 1 GVG vorbehalten wäre, kommt hier weder mit Blick auf materiell-rechtliche (vgl.
Althammer, in: Zöller, ZPO, 35. Aufl., § 91a Rn. 29) noch – mangels Vorliegens der
Voraussetzungen – prozessrechtliche Fragen in Betracht.

…
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